
Als die Stadtvertretung Plön im
Frühjahr 2008 die Benennung eini-
ger neuer Straßen beriet, hätten die
Mitglieder wissen können, dass
nicht alle Vorschläge ohne Wider-
spruch bleiben würden. Man hatte
sich darauf geeinigt, die Lebensleis-
tung verdienter Kommunalpolitiker
auf diese Weise zu würdigen. Be-
schlossen worden war neben ande-
ren auch der Vorschlag, den 2006
im Alter von 91 Jahren verstorbe-
nen Alfons Galette, CDU-Landrat
des Kreises von 1961 bis 1979,
durch Straßenbenennung zu ehren.
Der promovierte Jurist Galette galt
als herausragender Kommunalpoli-
tiker der sechziger und siebziger
Jahre, als Initiator und Unterstützer
zahlreicher kultureller und infra-
struktureller Einrichtungen und als
verdienstvoller Autor einer ganzen
Reihe von Beiträgen im Jahrbuch für
Heimatkunde im Kreis Plön.

Allerdings hatte der Redakteur
der Kieler Nachrichten, Hans-Jür-
gen Schekahn, bereits in seinem
Nachruf vom September 2006 in
Erinnerung gerufen, dass Alfons
Galette in den letzten Kriegsjahren
von 1943 bis 1945 bereits stellver-
tretend die Geschäfte des Landrats
im Kreis Plön wahrgenommen hat-
te. Auch Galette selbst hat diese
Station seines Werdegangs nie ver-
schwiegen. In seinem 1985 im Jahr-
buch für Heimatkunde im Kreis Plön
erschienenen Aufsatz „Erinnerun-

gen an die letzten zwei Kriegsjahre
im Kreise Plön“ berichtet er von
der Übernahme der Amtsgeschäfte
im Juni 1943. Er sei vom „preußi-
schen Innenminister mit der Füh-
rung der Geschäfte des im Kriegs-
dienst stehenden Landrats Meyer
beauftragt“ worden. Und weiter
heißt es, „mir war die Berufung
nach Plön recht, weil ich hier schon
vor dem Kriege ein Jahr lang als
Regierungsreferendar tätig gewesen
war“ (S. 33). Mit Hinweisen auf
zwei Jahre „angefüllt mit Ausein-
andersetzungen mit dem amtieren-
den stellvertretenden Kreisleiter
[der NSDAP, d. Vf.]“ (S. 34) dis-
tanziert sich Alfons Galette von 
der nationalsozialistischen Füh-
rung. Durch den offensiven Um-
gang mit der Vergangenheit bean-
sprucht er gleichzeitig auch die
Deutungshoheit. 

Aus eigener Recherche zur Ge-
schichte des Nationalsozialismus in
Plön waren dem Verfasser Schrift-
stücke aus der Feder Galettes be-
kannt, die dem von ihm selbst ge-
zeichneten Bild nicht entsprachen
und eine Ehrung mit einer Straßen-
benennung nach ihm auszuschlie-
ßen schienen. Ein entsprechendes
Schreiben an den parteilosen Bür-
germeister Jens Paustian führte zur
In-formation der Stadtvertretung
über den Sachverhalt. Da eine Re-
vision einer bereits erfolgten Be-
schlussfassung in öffentlicher Sit-
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Ein Skandal wird öffentlich: der erste Zeitungsbericht über das Problem Alfons Galette
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Keine Alfons-Galette-Straße für Plön
Dokumentation einer Auseinandersetzung um Geschichte
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zung für notwendig gehalten wur-
de, erfuhr die Presse von dem Vor-
gang. Die Stadtvertretung nahm
den ursprünglichen Beschluss um-
gehend und einstimmig zurück.
Bürgermeister Paustian und der
Bürgervorsteher Hans-Jürgen Kreuz-
burg signalisierten den Wunsch
nach zukünftig engerer Zusammen-
arbeit mit und Beratung durch den
Verfasser und baten um Mitarbeit
bei der Gestaltung der von der
Stadt Plön auszurichtenden Feier
zum Tag des Gedenkens an die
Opfer des Nationalsozialismus am
27. Januar 2010. 

Die öffentliche Debatte um die
Rücknahme der Straßenbenennung
führte im Rahmen des Geschichts-
unterrichts am Schiller-Gymnasium
Preetz zu einem Projekt, in dem
sowohl die Kenntnisse über den
ehemaligen Landrat Galette vertieft
als auch die Auseinandersetzungen
um die Wertung thematisiert wer-
den sollten. Eine weitere Aufarbei-
tung des Gegenstandes erscheint
wünschenswert, um zu einer ver-
gleichenden Einordnung der Vor-
gänge in Plön zu kommen.

Im Folgenden wird die öffent-
liche Auseinandersetzung doku-
mentiert, die die Revision des Be-
schlusses der Plöner Stadtvertre-
tung im September 2008 in der
Regionalpresse auslöste und be-
gleitete.                      Karsten Dölger
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Diktaturen des 20. Jahrhunderts
mehr waren als bloße Propaganda-
mittel. 

Sie fragten nach den verschiede-
nen Funktionen dieser Abstimmun-
gen und nach Einblicken, die sie in
das Funktionsgefüge von Regimen
liefern könnten. Sie luden die Teil-
nehmer dazu ein, das Thema ge-
meinsam durch eine komparative
und interdisziplinäre Herangehens-
weise zu beleuchten und dabei eine
von der Forschung bisher vernach-
lässigte „bottom-up“-Perspektive
einzunehmen, also das Hauptaugen-
merk auf die Handlungsoptionen,
Sinnkonstruktionen und Erfah-
rungsbestände der Wähler zu rich-
ten, ohne allerdings die Intentionen
des Regimes und der herrschenden
Eliten außer Acht zu lassen. 

Im Panel zu den Wahlen im NS-
Regime und im faschistischen Ita-
lien machte Frank Omland (Ham-
burg) mit seinem Vortrag den An-
fang. Er berichtete über die natio-
nalsozialistischen Reichstagswahlen
und Plebiszite von 1933 bis 1938
am Beispiel von Schleswig-Hol-
stein. Diese Region war von 1928
bis 1933 eine der Hochburgen der
NSDAP; in den frühen 30er Jahren
feierte sie hier ihre größten Wahl-
erfolge. Interessanterweise erzielte
die Partei dort aber bei den Wahlen
in der Zeit der Diktatur nur Ergeb-
nisse, die – gemessen am gesamten
Reich – unter dem Durchschnitt
lagen. 

Omland vermutete, dass zumin-
dest bis 1934 bei Abstimmungen in

Schleswig-Holstein Nein-Stimmen
noch partiell möglich waren. Wei-
terhin berichtete er über allgemeine
Charakteristika der Wahlen im NS-
Regime. Er schilderte anschaulich
ihre rechtlichen Grundlagen und
die meist kurzfristig erfolgende,
aber immer professioneller werden-
de Vorbereitung der Abstimmun-
gen durch die NSDAP-Propagan-
da. Die Partei trat im Wahlkampf
thematisch in den Hintergrund und
funktionierte jeden Urnengang zu
einer Wahl für oder gegen Adolf
Hitler um. Die Abstimmung wurde
dadurch personalisiert und emotio-
nalisiert, und die hohen Wahlergeb-
nisse um die 90 Prozent konnten im
In- und Ausland als Beweis für die
„Einheit von Führer und Volk“
propagiert werden. 

Omland schilderte weiter den
stark sozial kontrollierten Ablauf
des Wahltags selbst und die Mög-
lichkeiten der Wahlmanipulation
durch die NSDAP, die nicht nur seit
1933 als einzige Partei zur Wahl
stand, sondern auch ab spätestens
1936 alle Positionen in den Wahl-
lokalen inne hatte und die Stimmen
ohne Aufsicht auszählen durfte.
Abschließend wägte er ab, inwie-
weit man die Wahlergebnisse als
Gradmesser für eine Zustimmung
bzw. Ablehnung des NS-Regimes
durch die Deutschen werten könne. 

Ebenfalls mit Wahlen im NS-
Staat beschäftigte sich der Vortrag
von Markus Urban (Nürnberg). Er
untersuchte die Selbstinszenierung
des Regimes als plebiszitäre Dikta-
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Bei den Volksabstimmungen und
Wahlen im „Dritten Reich“ handel-
te sich um von den Nationalsoziali-
sten wohl kalkulierte Momente der
Massenmobilisierung, in denen der
Einzelne durch performative, rituel-
le Akte ins Kollektiv der „Volksge-
meinschaft“ eingebunden und seine
Zugehörigkeit und gleichzeitig sei-
ne Unbedeutsamkeit in der Masse
für ihn sinnlich erfahrbar wurden. 

Es gab fast keine Möglichkeit,
nicht zur Abstimmung zu gehen.
Wer bei der Reichstagswahl 1936
trotz Marschmusik nicht früh mor-
gens am Sonntag aufstand und zur
Urne ging, wurde mit großer Wahr-
scheinlichkeit bald vom sogenann-
ten „Wahlschleppdienst“ zu Hause
besucht, der ihn daran erinnerte,
dass er seiner „Wahlpflicht“ nach-
kommen müsse. Wer sich wider-
setzte oder eine Nein-Stimme ab-
gab, musste mit Sanktionen durch
die Sondergerichte rechnen. Schon
wer die Wahlkabine benutzte, um
tatsächlich geheim zu wählen,

machte sich verdächtig. Wahltage
waren also nicht nur Feste mit Auf-
märschen und Musik, sondern auch
Tage der sozialen Kontrolle, der
Disziplinierungsmaßnahmen der
Regierung und ein Unterwerfungs-
ritual der Bevölkerung. 

Welcher sozialen Kontrolle wa-
ren die Bürger im NS-Regime an
Wahltagen unterworfen? Welche
Handlungsspielräume hatten sie?
Wie erlebten sie den Festcharakter
der Wahl? Und wie liefen Wahltage
in den anderen „modernen Diktatu-
ren“ des 20. Jahrhunderts – dem
faschistischen Italien und den (post-)
kommunistischen osteuropäischen
und asiatischen Diktaturen – ab? 

Fragen wie diesen widmete sich
vom 7. bis 9. Mai 2009 die inter-
nationale Konferenz „Elections
under 20th Century Dictatorships“
an der Universität zu Köln. Die Ver-
anstalter Ralph Jessen (Köln) und
Hedwig Richter (Bielefeld) stellten
die Hypothese auf, dass die pseudo-
demokratischen Wahlen in den
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Inszenierung demokratischer Legitimation
„Wahlen in den Diktaturen des 20. Jahrhunderts“. 
Ein Tagungsbericht

1. Ein umfassender Tagungsbericht der Verfasserin mit Informationen über alle vier Panels 
findet sich online in: H-Soz-u-Kult, 08.07.2009, http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/
tagungsberichte/id=2670.

Vom 7. bis 9. Mai 2009 fand in Köln am Historischen Seminar der Universität
eine internationale Konferenz unter dem Titel Wahlen in den Diktaturen des
20. Jahrhunderts / Elections under 20th Century Dictatorships statt. Frank
Omland hielt im Panel I (Plebiszite im faschistischen Italien, NS-Wahlen in
Deutschland / The function of elections and plebiscites in Fascist Italy and
Nazi Germany) einen englischsprachigen Vortrag.1



der faschistischen Bewegung und
der nationalen Einheit Italiens. 

Als letzter Teilnehmer dieses
Panels verglich Enzo Fimiani (Pes-
cara) die Volksabstimmungen in
den beiden faschistischen Staaten
Deutschland und Italien und arbei-
tete neben vielen Parallelen – so
wurden beispielsweise auch die ita-
lienischen Wahlen wie Volksfeste
gefeiert – einige interessante Unter-
schiede heraus: Die Nationalsozia-
listen veranstalteten mehr Wahlen
als die italienischen Faschisten und
erreichten durch das Frauenwahl-
recht sowie ihre große Propaganda-
maschinerie mehr Menschen. Zu-
dem legitimierten sie durch die Refe-
renden zumeist nachträglich ihre ag-
gressiven außenpolitischen Schritte. 

Im faschistischen Italien gab es
dagegen nur drei Volksabstimmun-
gen, denn Mussolini benutzte die
Referenden im Grunde nur kurzzei-
tig als Vehikel zur Zerschlagung der
Gewaltenteilung, während Hitler
die Möglichkeiten zur Massenmobi-
lisation und polysemantischen In-
strumentalisierung von Plebisziten
erkannte und perfektionierte. 

Wie sieht es nun also mit der
Hypothese der Veranstalter der
Konferenz aus – waren die schein-
demokratischen Wahlen in den Dik-
taturen des 20. Jahrhunderts reine
Propagandaphänomene? Oder
können sie doch neue Einblicke in
die Funktionsweise totalitärer Regi-
me liefern? 

Die Beiträge und Diskussionen
auf der Konferenz zeigten eindeu-
tig, dass Wahlen in den modernen
Diktaturen mehr als eine Bedeu-
tungsebene zugewiesen werden
kann. Sie waren ein Berührungs-
punkt zwischen Herrschern und
Bevölkerung und wirkten sowohl
auf den Staat – als Legitimation und
Symbol der Einheit – als auch auf
die Bevölkerung ein, die in den kol-
lektiven, festlichen Massenveran-
staltungen „Wahl“ ihre Weltbilder,
Sinnkonstruktionen und Gruppen-
zugehörigkeiten prägte. 

Als weitere Funktionen von
Wahlen wurden in den Konferenz-
paneln die Konstruktion einer de-
mokratischen Fassade, die Beset-
zung eines Pseudoparlaments, die
Beruhigung des Auslandes, die poli-
tische Kommunikation mit der Be-
völkerung sowie ihre Mobilisierung,
Unterwerfung und Kontrolle her-
ausgearbeitet. 

Warum aber versuchten die
modernen Diktaturen überhaupt,
sich einen demokratischen Anstrich
zu geben? Die Gründe lagen sicher-
lich in der Attraktivität und Moder-
nität des Konzepts „Demokratie“
im 20. Jahrhundert, dem Druck der
westlichen Demokratien und nicht
selten auch in einer bereits existie-
renden Tradition von Wahlen und
Parlamenten, die beibehalten wur-
de, um die Bevölkerung zu beruhi-
gen.                         
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tur anhand der Reichstagswahlen,
den Referenden und der NSDAP-
Parteitage. 

Die Nationalsozialisten führten
in der Zeit von 1933 bis 1938 vier
Wahlen durch, je drei Parlaments-
wahlen und drei Pebiszite. Zweimal
– in den Jahren 1933, als es um den
Austritt Deutschlands aus dem Völ-
kerbund ging, und 1938, als der
Anschluss Österreichs im Nachhin-
ein legitimiert werden sollte – wur-
den Reichstagswahl und Volksab-
stimmung miteinander gekoppelt.
Der Deutsche Reichstag war aller-
dings bereits ab 1933 ein rein natio-
nalsozialistisch besetztes Marionet-
tenparlament Hitlers, der das Par-
lament nur nutzte, um wichtige in-
nen- und außenpolitische Reden
medienwirksam zu inszenieren. 

Ähnlich wie Omland sah Urban
die Hauptfunktion der Wahlen in
Nazi-Deutschland als Demonstra-
tion der Einmütigkeit von „Volk
und Führer“, die ihr neues „wah-
res“ Konzept der Demokratie be-
sonders auch gegenüber dem Aus-
land veranschaulichen sollten. Die-
selbe Funktion schrieb er auch den
Parteitagen zu, die über einen im-
mer größeren Zeitraum mit immer
mehr Menschen in Nürnberg veran-
staltet wurden. Sie waren ebenfalls
ein Teil der permanenten Massen-
mobilisierungsstrategie des NS-Re-
gimes und für den Einzelnen hoch
emotionalisierte, sakralisierte, ritu-
elle Akte, in denen Hitler einen
direkten Kontakt zur Bevölkerung
herstellen konnte. 

Die Parteitage waren also für
die Deutschen inkludierende Mo-
mente der Selbstvergewisserung als
Gruppe, während sie für Hitler –
Urban zufolge mehr noch als die
Wahlen – die Möglichkeit zur Ins-
zenierung einer demokratischen Le-
gitimation, einer Verbindung zum
„Volk“ und einer mythischen Füh-
rergestalt bereitstellten. 

Im Anschluss wandte sich die
Konferenz den Wahlen im faschis-
tischen Italien zu. Paul Corner (Sie-
na) analysierte in seinem Beitrag die
große Bedeutung der nationalen
Einheit Italiens und ihre Darstel-
lung bei Plebisziten durch den
Faschismus. Im Gegensatz zu Hitler
schaffte Mussolini Mitte der 20er
Jahre jegliche Form von Wahlen 
ab. Selbst innerhalb seiner Partei
PNF (Partito Nazionale Fascista)
gab es keine Abstimmungen mehr,
und Stellen wie etwa die Bürger-
meisterämter wurden von oben be-
setzt. 

Warum ließ er 1929 und 1934
doch noch zwei Volksabstimmun-
gen durchführen? Corner sah die
Gründe zum einen in der Beruhi-
gung der Kritik aus dem Ausland,
die wegen der Zerschlagung der ita-
lienischen Demokratie aufgekom-
men war, und zum anderen in der
Möglichkeit, durch Referenden die
„Einheit Italiens“ auf mehreren
Ebenen symbolisch darzustellen. Es
handelte sich dabei um öffentliche
Inszenierungen der Verbundenheit
von Führer und Volk, der Einheit
des Volkes selbst, der Einmütigkeit
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Niederländische Fremdarbeiter im Lager Wiesenfeld

Das Innere einer Baracke, offenbar der Esssaal

Das Glinder Archiv kann sich über
ein unerwartetes Geschenk freuen:
Die Tochter des niederländschen
ehemaligen Fremdarbeiters Abra-
ham Poortvliet stattete dem Archiv
im Juni 2009 einen Besuch ab und
übergab Archivar Peter Wagner 31
historische Fotos aus dem Alltag
des Arbeitslagers Wiesenfeld.1

Das Lager Wiesenfeld war ver-
mutlich Anfang 1942 errichtet wor-
den, um die im Glinder Kurbelwel-
lenwerk der Firma Krupp tätigen
Fremd- und Zwangsarbeiter dort
unterzubringen. Belegt war es ab
Sommer 1943 mit ca. 2700 Men-
schen, die – streng nach ihrer Her-
kunftsnationalität getrennt – in ver-
schiedenen Brackenkomplexen leb-
ten. Die Bereiche der Russen und
Polen waren mit Stacheldraht gesi-
chert; Franzosen, belgier und vor
allen Niederländer – die teils als
Fremd- und nicht als Zwangsarbei-
ter nach Glinde gekommen waren –
genossen bessere Wohn- und Le-
bensbedingungen. In der Unter-
bringung und Versorgung spiegelte
sich das generelle rassistische Sys-
tem der Nationalsozialisten.

Die Geschichte des Lagers Wie-
senfeld ist erst ab Ende 1987 von
Mitgliedern der Friedensinitiative
Reinbek erforscht worden.2 Zeit-

zeugenbefragungen und Aktenre-
cherchen erbrachten eine grobe
Skizze der Lagergeschichte. „Wäh-
rend bei Zeitzeugen aus Glinde die
,guten‘ Seiten der Unterbringung
von Italienern, Holländern und
Franzosen überwogen, zeigten die
Vernehmungsprotokoll der Englän-
der die hässliche Seite des La-
gers‘.“3 Die 1994 gestartete Initiati-
ve einer Projektgruppe am örtlichen
Gymnasium führt erst 2001 zur
Schaffung einer Gedenktafel in
Glinder Bürgerhaus.

Durch die Übergabe der Fotos
wird das Lagerleben nun wesentlich
besser vorstellbar. Allerdings: „Hier
wird der ,gute‘ Teil des Lagers ge-
zeigt. Theateraufführung, Päck-
chen-Abholung am Glinder Bahn-
hof [...], Barackenputz, Essenration
und Sonntagsspaziergang in Holz-
schuhen“.4 Die Bilder belegen, dass
die Lebensbedingungen der Nie-
derländer tatsächlich weit besser
waren als etwa diejenigen der Rus-
sen oder Polen. Sie sind ein wichti-
ger Teil der Lagergeschichte, denen
die kaum dokumentierten Härten
und Entbehrungen des Lagerlebens
gegenüberstehen, die unter den An-
gehörigen anderer Nationen ver-
mutlich mehrere Hundert Opfer
gefordert haben.            Kay Dohnke
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Alltag im Arbeitslager
Historische Fotos aus dem Lager Wiesenfeld aufgetaucht

1. 31 historische Aufnahmen aufgetaucht. In: Bergedorfer Zeitung 25.6.2009.
2. Sieghard Bußenius / Heinz Juhre, Zwangsarbeiter in Glinde. Das Lager Wiesenfeld. In:
Spuren. Heft 1 der Geschichtswerkstatt Reinbek. Siehe auch Akens-Info 11 (1987), S. 42-46.
3. Brief von Heinz Juhre, Glinde 19.6.2009.
4. Brief von Heinz Juhre, Glinde 19.6.2009.



Einige der niederländischen Fremdarbeiter, ganz rechts: Abraham Poortvliet

Die Niederländer beim gründlichen Putzen ihrer Baracke

Essensrationen, vermutlich aus Päckchen aus der Heimat

Abendliches Beisammensein, möglicherweise bei einer Theateraufführung



Sonntagsspaziergang nach Reinbek

Abholung von Päckchen am Glinder Bahnhof

Beisammensein von Kollegen

Während einer Weihnachtsfeier im Lager



internierten beständig weiter: 1940
kamen belgische und französische,
1941 serbische und sowjetische Sol-
daten und ab 1943 italienische Mili-
tärinternierte ins Lager, nach dem
Warschauer Aufstand 1944 sogar
552 weibliche Teilnehmerinnen der
polnischen Erhebung. Seine höchs-
te Belegungszahl mit 72.000 Ge-
fangenen erreichte das Stalag X B
im Jahre 1943 und war damit – trotz
seines Ausbaus mit zwei weiteren
Reihen Holzbaracken ab dem Som-
mer 1940 – völlig überfüllt; tatsäch-
lich war es lediglich für die Aufnah-
me von „nur“ 30.000 Gefangenen
vorgesehen. Insgesamt waren zwi-
schen 1939 und 1945 über eine Mil-
lion Kriegsgefangene aus 46 Natio-
nen in Sandbostel inhaftiert, die
von hier aus auf mehrere Hundert
Außenkommandos, auf landwirt-
schaftliche Betriebe und in andere
Stammlager weitergeleitet wurden.
Zwi- schen 8.000 und 50.000 Men-
schen – die genaue Zahl ist nicht
bekannt – überlebten die Gefan-
genschaft in Sandbostel nicht. 

1943, im Jahr seiner größten
Ausdehnung, existierten im 35
Hektar großen Lager über 150 Ver-
waltungs-, Funktions- und Unter-
kunftsbaracken, die sich über etli-
che, gesondert abgesperrte Berei-
che erstreckten: Im hinteren öst-
lichen Bereich entstand zudem das
„Oflag X A“, vornehmlich für Offi-
ziere der polnischen Armee, die im
Spätherbst 1941 zum Teil nach Itze-
hoe in Schleswig-Holstein verlegt
wurden. Südlich der zentralen La-

gerstraße und streng vom Rest des
übrigen Lagers isoliert entstanden
zunächst für die Gefangengenom-
menen alliierter Schiffe das Marine-
lager („Marlag“) für Soldaten und
das Interniertenlager („Ilag“) für
Zivilisten, die ab Sommer 1941
jedoch nach Westertimke verlegt
wurden, und dessen Areale nach
dem deutschen Überfall auf die
Sowjetunion zur Aufnahme sowjet-
ischer Soldaten verwendet wurden.
Rund 1,5 km südlich des eigent-
lichen Lagers errichtete die Lager-
leitung in einem Moorgebiet zusätz-
lich das „Sonderlager“, in dem Ge-
fangene unter härtesten Bedingun-
gen zur Moorkultivierung einge-
setzt wurden. 

Die (Über-)Lebensbedingungen
waren unter den nach Nationen hie-
rarchisch gegliederten Gefangenen-
gruppen unterschiedlich; systemati-
sche Unterernährung, mangelnde
medizinische und hygienische Ver-
sorgung, grassierende Typhusepide-
mien und ein mordbereites Bewa-
chungspersonal stellten bereits in
den ersten Lagerjahren eine durch-
gehende Lebensbedrohung für die
Gefangenen dar. Die zahllosen To-
ten wurden in Massengräbern auf
dem Gelände und in der unmittel-
baren Umgebung verscharrt. 

Noch im April 1945 wurden
rund 10.000 völlig erschöpfte KZ-
Häftlinge aus Neuengamme und
seinen Außenlagern in das seit 1944
unter Kontrolle der SS stehende
„Stalag“ Sandbostel getrieben und
dort im isolierten „Marlag“ ohne
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Das Lager bis 1945 

Unweit von Schleswig-Holstein –
auf halbem Wege zwischen Ham-
burg und Bremen – errichtete die
Deutsche Wehrmacht in unmittel-
barer Nähe eines 1932 vom kirch-
lichen „Freiwilligen Arbeitsdienst
Deutschland“ (FAD) eingerichteten
und 1933 vom „Reichsarbeits-
dienst“ (RAD) übernommenen La-
gergeländes bei Sandbostel zu Be-
ginn des Zweiten Weltkrieges das
„Kriegsgefangenen-Mannschafts-
stammlager X A“ (abgekürzt: Stalag
X A).1 Vor Errichtung der Lager 
in Schleswig (Stalag X B)2, Nien-
burg/Weser (Stalag X C) und Wiet-

zendorf (Stalag X D) war das Stalag
Sandbostel somit das erste errichte-
te Kriegsgefangenenlager im nord-
westdeutschen „Wehrkreis X“. Im
Jahre 1940 wurden die Kennungen
„X A“ (ursprünglich Sandbostel)
und „X B“ (ursprünglich Schles-
wig) getauscht, Sandbostel somit
zum „Stalag X B“. 

Nach dem 1. September 1939
brachte man hier zunächst britische
Zivilinternierte und polnische Ge-
fangene in Großzelten unter. Erst
sukzessive entstanden in dem an-
fangs für 10.000 Gefangene geplan-
ten Lager erste Steinbaracken.
Doch stieg die Zahl der Kriegsge-
fangenen wie der Militär- und Zivil-
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Spuren des Verbrechens – wieder sichtbar

Vom „Stalag X B“ zur „Dokumentations- und Gedenkstätte
Lager Sandbostel“. Ein chronologischer Abriss

1992 zerstören Brandstifter eine Baracke des ehemaligen KZ Sachsenhausen,
Ende 2003 wird ein Schuppen in Neumünster als Original-Baracke aus dem
KZ Neuengamme identifiziert, ein stallähnliches Gebäude im Himmelmoor
bei Quickborn entpuppt sich als ehemalige Unterkunft für jüdische Zwangs-
arbeiter des Kriegsgefangenen-Arbeitskommandos 1416: Oft sind es bauliche
Zeugnisse, die auf das Leiden der Zwangsarbeiter und Häftlinge verweisen
und daher besondere Orte der Geschichte und des Diskurses darstellen. 

Ein umfangreicher Gebäudekomplex – Relikte des ehemaligen „Stalag X B“
im niedersächsischen Sandbostel – wird nach langer Auseinandersetzung nun
eine Dokumentations- und Gedenkstätte.

1. Grundlegend: Werner Borgsen/Klaus Volland, Stalag X B Sandbostel. Zur Geschichte eines
Kriegsgefangenen- und KZ-Auffanglagers in Norddeutschland. Bremen 3. Aufl. 2003.
2. Vgl. die bis heute detaillierteste Darstellung zum Stalag Schleswig: Gerhard Hoch/Rolf
Schwarz, Verschleppt zur Sklavenarbeit, Kriegsgefangene und Zwangsarbeiter in Schleswig-
Holstein. Alveslohe/Nützen 1985; sowie: Janine Dressler, Die medizinische Betreuung von
Kriegsgefangenen in Schleswig-Holstein. Das Stalag XA in Schleswig und das Internationale
Komitee vom Roten Kreuz. In: Günther Siedbürger/Andreas Frewer (Hg.), Zwangsarbeit und
Gesundheitswesen im Zweiten Weltkrieg. Einsatz und Versorgung in Norddeutschland. Hil-
desheim 2006, S. 21 - 45.



umgesetzt und neue errichtet, u. a.
entstanden eine katholische und
eine evangelische Kirche.

Das Lagergelände 1960 bis 2009

Nach der Rückgabe des Geländes
an die Bundesvermögensverwal-
tung 1960 und ursprünglichen Pla-
nungen für den Bau einer nieder-
ländischen Kaserne darauf nutzte
die Bundeswehr die ehemaligen
Lager-Einrichtungen 14 Jahre lang
z. T. als Depot für Sanitätsbedarf,
bis sie es wiederum an die Gemein-
de Sandbostel verkaufte mit der
Auflage, dort ein Gewerbegebiet
einzurichten. In diesem 1974 ausge-
wiesenen Sandbosteler Gewerbege-
biet mit dem idyllischen Namen
„Immenhain“ siedelten sich nun
etliche Betriebe z. T. in den erhalte-
nen historischen Baracken an, so u.
a. eine Holzgroßhandlung (auf dem
Gelände des ehemaligen „Marlag“),
ein Militariahändler (der die mei-
sten historischen Unterkunftsba-
racken als Lager nutzte), ein Reiter-
hof (in der ehemaligen Küchen-
ba- racke) und ein Tiergnadenhof
(in südlich der ehemaligen Lager-
straße gelegenen Baracken), wie
auch eine Straßenmeisterei des
Landkreises Rotenburg (in der ehe-
maligen Lagerkommandantur). 

Im Zuge eines Bewusstseins-
wandels in der bundesdeutschen

Öffentlichkeit seit den frühen
1980er Jahren stieß der Umgang
mit dem ehemaligen Sandbosteler
Kriegsgefangenenlager – zunächst
bei Einzelnen – auf eine wachsende
Unzufriedenheit. Nachdem erste
Forschungsaktivitäten stattgefun-
den hatten, setzte sich ein Kreis ste-
tiger zusammen kommender Inter-
essierter für den Erhalt der his-
torischen Gebäude und die Einrich-
tung einer Gedenkstätte auf dem
Gelände des ehemaligen Lagers ein.
Zugleich engagierten sich diese Ak-
tivisten der ersten Stunde beim
Empfang ehemaliger Häftlinge in
Sandbostel. 

Unter den Bewohnern der an-
grenzenden Gemeinden lösten die-
se Aktivitäten vielfache Skepsis und
Ablehnung aus, die der 1992 in Sel-
singen gegründete Verein „Doku-
mentations- und Gedenkstätte
Sandbostel“3 mit der Präsentation
einer nachhaltig wirkenden, über
drei Jahre in zahlreichen Orten
Norddeutschlands gezeigten Wan-
derausstellung4 zu entkräften such-
te. Im selben Jahr erreichte der Ver-
ein, dass die noch ca. 23 erhaltenen
Gebäude auf dem ehemaligen La-
gergelände unter Denkmalschutz
gestellt wurden. Dennoch verfielen
besonders die hölzernen Unter-
kunftsbaracken zusehends, zumal
das gesamte Gelände im Laufe der
Nachkriegsjahrzehnte inzwischen
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jegliche Versorgung dem Hunger-
und Typhustod überlassen. Als die
britische Armee am 29. April das
Lager erreichte, war das Gelände
übersät mit Sterbenden und Lei-
chen; auch nach der Befreiung war
das Sterben somit noch nicht vor-
bei. Ca. 3.000 KZ-Häftlinge waren
in nur zwei Wochen elendig zu-
grunde gegangen. 

Das Lager 1945 bis 1960

Die jahrzehntelange Nachnutzung
etlicher Einrichtungen des Lagers
bei Sandbostel ähnelt der Situation
vieler Lager des „Dritten Reiches“:
Nachdem die letzten überlebenden
Kriegsgefangenen und KZ-Häftlin-
ge im Juni 1945 das Lager verlassen

hatten, nutzten die Briten es bis
1948 als Internierungslager CIC 2
für NSDAP- und SS-Angehörige
und für Mitglieder der KZ-Wach-
mannschaften. Bereits seit dieser
Zeit sind große Teile des Lagers
abgerissen und Baracken wegen
Seuchengefahr niedergebrannt, die
freigewordenen Flächen zu Acker-
land umgewandelt worden. An-
schließend richtete das Niedersäch-
sische Justizministerium auf dem
verbliebenen Gelände eine Außen-
stelle des Zuchthauses Celle ein. In
seiner letzten Nutzung als Lager
wurde das ehemalige „Stalag“ von
1952 bis 1960 für männliche ju-
gendliche DDR-Flüchtlinge als
Durchgangslager genutzt. In diesen
Jahren wurden einzelne Baracken
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Ehemalige hölzerne Unterkunftsbaracke der 2. Generation für sowjetische Kriegsgefangene

3. Weiterführende Informationen zur Lagergeschichte und zu den Aktivitäten des Vereins auf
der vereinseigenen Internet-Seite  www.gedenkstaette-sandbostel.de
4. „Das Kriegsgefangenenlager Sandbostel“. Eine Wanderausstellung des Trägervereins Doku-
mentations- und Gedenkstätte Sandbostel. Die gleichnamige Begleitbroschüre von 1994 ist 
in zweiter aktualisierter Auflage (2004) u. a. in der Gedenkstätte zu erhalten.



Neben der künftigen Dokumen-
tations-, Gedenk- und Begegnungs-
stätte in der „Gelben Baracke“ ist,
dem Konzept der Stiftung folgend,9

eine öffentlichkeitswirksame Nut-
zung des erworbenen Geländes und
der zum Teil stark verfallenen Ge-
bäude nach Abschluss einer zurzeit
laufenden Sanierung vorgesehen.
Künftig soll durch das Ensemble
der erhaltenen bzw. sanierten Ba-
racken als den größten Exponaten
der Dokumentation die nachhaltige
Vermittlung eines lagerzeitlichen
Eindrucks möglich sein. Der Leiter
der Gedenkstätte, Andreas Ehres-
mann, betont mit Hinweis auf den
maroden Zustand der historischen

Baracken: „[In] ihrem fast als pitto-
resk zu bezeichnenden Erschei-
nungsbild wirken die Gebäude u. a.
aufgrund der Patina und des Ver-
fallszustands wie aus der Lagerzeit
in die Gegenwart transloziert. Es ist
festzustellen, dass diese spezifische
Figuration eine große Wirkungs-
macht auf Betrachterinnen und
Betrachter hat.“10 Im Einzelnen
sieht das Konzept u. a. die Bereit-
stellung dreier Unterkunftsbara-
cken und einer Latrinenbaracke als
Schaubaracke, die ehemalige Lager-
küche A als Veranstaltungsraum
und die CVJM-Baracke für eine
Ergänzungsausstellung zur Ge-
schichte des Durchgangslagers für 133

unter starkem Baum- und Busch-
bewuchs „verwaldet“ war. Da das
historische Gelände durch die Pri-
vatnutzung zunächst nicht zur Ver-
fügung stand, richtete der Verein
1998 vorerst in Bremervörde eine
Dokumentationsstätte mit Büro,
Archiv und Vortragsraum ein und
brachte hier auch die Wanderaus-
stellung unter. Die zahlreichen
Aktivitäten des Vereins lösten über
Jahre ein reges Presseecho5 in der
Region aus und förderten nachhal-
tig das Bewusstsein einer breiten
Öffentlichkeit, in der die Notwen-
digkeit einer Gedenkstätteneinrich-
tung kontrovers diskutiert wurde. 

Die beharrliche Vereinstätigkeit
gipfelte Ende 2004 in der Grün-
dung der „Stiftung Lager Sandbos-
tel“,6 zu der sich nach langen, teils
leidenschaftlich-kontrovers geführ-
ten Diskussionen eine breit gefä-
cherte Trägerschaft zusammenfand.7

Laut ihrer Zielsetzung, auf dem Ge-
lände des ehemaligen Lagers eine
Dokumentations-, Gedenk- und

Begegnungsstätte zu errichten, er-
warb die Stiftung Anfang 2005 zu-
nächst ein 2,7 Hektar großes Gelän-
de mit neun historischen Gebäuden
– darunter das bundesweit einmali-
ge Ensemble der in Reihe stehen-
den sechs hölzernen Unterkunfts-
baracken für sowjetische Kriegsge-
fangene. 2008 konnten 0,5 Hektar
mit zwei Baracken aus den 1940er/
1950er Jahren hinzugekauft werden.

Der Verein zog im Jahr 2007
von Bremervörde in ein zusätzlich
angemietetes Gebäude („Haus Al-
tenburg“) auf das Lagergelände, um
nun vor Ort die vormals in Bremer-
vörde gezeigte Dokumentation bis
zu dem Zeitpunkt zu präsentieren,
an dem sie in der nachlagerzeitlich
aufgestellten „Gelben Baracke“ –
zusammen mit einer geplanten Ge-
denk- und Begegnungsstätte – als
Dauerausstellung eröffnet werden
kann. Im steinernen „Haus Alten-
burg“ sind zunächst auch Archiv,
Bibliothek und Arbeitsräume des
Personals untergebracht.8
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Zeitspuren am ehemaliger Unterkunftsbaracke vor der Sanierung

5. Einen Überblick über die ausgetauschten Argumente und Stellungnahmen von Befürwor-
tern und Gegnern einer Gedenkstätte Sandbostel auf dem Areal des ehemaligen Stalag X B in
Berichten etlicher regionaler und überregionaler Zeitungen findet sich auf der Homepage des
Vereins „Dokumentations- und Gedenkstätte Sandbostel“ (wie Anm. 3) unter dem Verweis
News/Projekte.
6. Eine stiftungseigene Website (vgl. Anm. 3) informiert über die eigenen Aufgaben, Organe
und Ziele, über die Aktivitäten seit 2006 und die Öffentlichkeitsveranstaltungen seit 2008
sowie über die laufenden Sanierungs- und Sicherungsarbeiten auf dem Lagergelände und an
den einzelnen Baracken (mit vielen Fotos).
7. Die „Stiftung Lager Sandbostel“ wird getragen vom Land Niedersachsen, dem Landkreis
Rotenburg/Wümme, der Samtgemeinde Selsingen, der Gemeinde Sandbostel, der evangeli-
schen Kirchengemeinde St. Lamberti, Selsingen, dem Verein „Dokumentations- und Gedenk-
stätte Sandbostel“, dem Verein „Pro Europa“, dem Verein „Geschichtsfreunde Sandbostel“
und dem Landesverband des Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge.
8. Die Stiftung ist in unterschiedlicher Bestallung personell bislang ausgestattet mit einem Pro-
jektkoordinator/Leiter, einem pädagogischen Leiter, einem Historiker, einem Mitarbeiter für
Archiv und Bibliothek und zwei Gästeführern.

9. Andreas Ehresmann, Dokumentations- und Gedenkstätte Lager Sandbostel. Gedenkstät-
tenkonzeption. Sandbostel 2008.
10. Ebd., S. 9.



jugendliche DDR-Flüchtlinge vor.
Die Gestaltung der umliegenden
Freiflächen, die aus privatrecht-
lichen Gründen zunächst nur auf
dem begrenzten Stiftungsgelände
umgesetzt werden kann, umfasst –
nach der abgeschlossenen Rodung
des Baum- und Strauchbestandes –
die Kennzeichnung der Grundrisse
abgetragener Lagergebäude, die
Freilegung des lagerzeitlichen We-
genetzes, eine Umzäunung des Stif-
tungsgeländes und die Installation
von Informationstafeln, auf denen
der Besucher künftig Erläuterungen
zu Lagerbereichen, zu Gebäuden
und zu archäologischen Grabungen

zur Zeit des Kriegsgefangenenlagers
und des KZ-Auffanglagers sowie zu
den vielfältigen Nachkriegsnutzun-
gen vorfinden wird. 

Bereits während der aktuell lau-
fenden Sanierungsarbeiten findet
intensive Öffentlichkeitsarbeit11 –
u. a. mit regelmäßigen sowie zu bu-
chenden Führungen, schulischen
und außerschulischen Bildungs-
maßnahmen – auf dem Gelände
statt, so dass die mehr als verdop-
pelte Besucherzahl des Jahres 2007
mit über 5.000 Besuchern im Jahre
2008 im nachfolgenden Jahr über-
troffen werden dürfte. 

Nils Hinrichsen134

Nachlagerzeitliche Raumaufteilung der hölzernen ehemaligen Unterkunftsbaracken durch 
massive Flurwände

Unsanierte Boden- und Deckenbereiche im Innenraum einer ehemaligen Unterkunftsbaracke

Freiraumgelände zwischen ehemaligen Unterkunftsbaracken vor Abschluss der Bodensanierung
11. Das Stiftungsgelände ist jederzeit zugänglich. Infos zu Öffnungszeiten der Dokumenta-
tionsstätte, Rundgängen und Führungen: Tel. 04764/810 520.
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Ehemalige Unterkunftsbaracke „z4“ (Nutzung als Depot der Gedenkstätte) Ehem. Unterkunftsbaracke „z2“, bis auf die Giebelseiten dem „kontrollierten Verfall“ überlassen

Massive ehemalige Unterkunftsbaracken der 1. Generation, außerhalb des Stiftungsgeländes
gelegen

Seitenflügel der ehemaligen Lagerküche A. Anbau mit Schriftzug „Speisesaal“ aus der Zeit des
Durchgangslagers für DDR-Flüchtlinge



gelang aber auch nicht, alle Veran-
staltungen in die Tagespresse zu be-
kommen. Die Intensität der jewei-
ligen Diskussionen mag durch die
überschaubare Zahl der Teilnehmer
begünstigt gewesen sein.

Am 4. Juni 2009 berichtete Bea-
te Niemann, Tochter des Berliner
Kriminalpolizisten und späteren
Gestapo-Chefs von Belgrad, Bruno
Sattler, über ihre Spurensuche, die
sie in dem Buch Mein guter Vater –
Mein Leben mit seiner Vergangen-
heit. Eine Täter-Biographie (erstmals
2005 erschienen) schildert. Am
Abend wurde auch der Dokumen-
tarfilm Der gute Vater – eine Tochter
klagt an (2003) von Yoash Tatari
über Niemanns Spurensuche vor-
geführt. Eine besondere Spannung

erhielt die Veranstaltung, da sich
unter den Gästen die Töchter eines
weiteren Täters, aber auch eines
Opfers befanden.

Eine Woche später trug Uwe
Fentsahm zum Thema Zwangsarbeit
1939–1945 – Erinnerungen und
Reaktionen am Beispiel der Gemein-
de Wattenbek vor. Bereits 1995 hat-
te er einen Zeitzeugenbesuch mit-
organisiert. Drei Männer waren an
den Ort zurückgekehrt, an dem sie
unfreiwillig einen Teil ihrer Jugend
hatten verbringen müssen. 

Die Jahre in Deutschland hatten
sehr schwere Folgen für mich hieß
der Titel der Veranstaltung am 18.
Juni. Der Verfasser spannte in sei-
nem Vortrag einen Bogen. Ausge-
hend von der zeitweiligen Nutzung
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Am 3. Juni 2009 begann in der
Christian-Timm-Regionalschule in
Rendsburg die einzige schleswig-
holsteinische Station der Wander-
ausstellung Erinnerung bewahren,
die durch eine Veranstaltungsreihe
und einen Kreativwettbewerb für
Schülerinnen und Schüler zum
Schicksal polnischer Zwangsarbei-
ter ergänzt wurde. Der Wettbewerb
endete im November mit dem Be-
such polnischer und belarussischer
Jugendlicher. 

Veranstalter für dieses Gesamt-
projekt in Schleswig-Holstein wa-
ren die Christian-Timm-Regional-
schule mit Unterstützung ihrer
Offenen Ganztagsschule und die
Heinrich-Böll-Stiftung Schleswig-
Holstein. Bis zum 27. Juni konnte
die Ausstellung mit dem Motto
„Man hat euch das Leben genom-
men, heute schenken wir euch ein-
zig unsere Erinnerung“ in der Aula
der Schule besichtigt werden.

Fotos, Dokumente und reale
Objekte zeigten Schicksale polni-
scher Männer, Frauen und Kinder,
die gezwungen worden waren,
Zwangs- und Sklavenarbeit auf dem
Gebiet des „Dritten Reichs“ zu leis-
ten. Nationalsozialistische Propa-
gandaplakate und Flugblätter, Ori-
ginale von Amtsdokumenten, Ver-
ordnungen, Appelle und Pressemit-
teilungen sowie persönliche Briefe

und Andenken zeugten davon, wel-
che Auswirkungen die Zwangsar-
beit auf einzelne Menschen hatte.

Die polnischsprachige Version
der Ausstellung war 2005 im War-
schauer Königsschloss feierlich er-
öffnet worden. 2007 war dann in
Zusammenarbeit mit dem Doku-
mentationszentrum NS-Zwangsar-
beit der Stiftung „Topographie des
Terrors“ in Berlin eine deutschspra-
chige Version ausgearbeitet und im
Berliner Rathaus gezeigt worden. In
Rendsburg ergänzte ein „regionales
Fenster“ mit Beispielen aus Schles-
wig-Holstein diese Ausstellung, das
unter Leitung des Verfassers von
Schülern der Christian-Timm-Re-
gionalschule erarbeitet wurde. Etwa
600 Personen besuchten die Aus-
stellung, darunter viele Schülerin-
nen und Schüler. Erwünscht hatten
sich die Veranstalter einen stärkeren
Besuch anderer Schulen; hinderlich
dafür war sicherlich der Zeitpunkt
kurz vor den Sommerferien. Zahl-
reiche Kinder ehemaliger Arbeitge-
ber, aber auch Betroffener kamen,
um sich genauer zu informieren,
und zeigten teilweise eigene Erinne-
rungsstücke.

Begleitend zur Ausstellung fan-
den in den Räumen der Offenen
Ganztagsschule fünf Vortragsveran-
staltungen statt. Zwischen 10 und
20 Personen nahmen daran teil; es
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„Erinnerung bewahren“
Rendsburger Schulausstellung zum Thema Sklaven- und
Zwangsarbeiter aus Polen 1939–1945. Ein Erfahrungsbericht

Dokumentenfülle: die Exponate füllten mehrere Stellwände
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In einer Festveranstaltung am
24. September 2009 in der Aula 
der Christian-Timm-Regionalschule
fand im Beisein des Rendsburger
Bürgermeisters Andreas Breitner
und einer Vertreterin der Stiftung
„Polnisch-Deutsche Aussöhnung“
die Preisverleihung für den Kreativ-
wettbewerb statt. Als Gast las die
ehemalige Zwangsarbeiterin Katar-
zya Frankowska aus Wroclawec/
Polen aus ihrer Biografie. Sie hatte
in der NS-Zeit in Heide, Lunden,
Garding und Tönning Zwangs-
arbeit leisten müssen. Insgesamt 
47 Schülerinnen und Schüler der
Christian-Timm-Schule, eine Grund-
schule aus Pinneberg sowie Jugend-
liche aus Minsk und Grabowiec/
Ostpolen hatten Beiträge einge-
reicht. Angesichts der Qualität und
Vielfalt entschieden die Veranstal-
ter, allen einen Preis zu verleihen.

„Ihr habt euch mit der neuesten
Geschichte auseinandergesetzt und
auf diese Weise euer Wissen über
dieses dunkle Kapitel bereichert.
Dabei habt ihr sehr gute Arbeit
geleistet, denn dank eures Engage-
ments und euer Kreativität kann die
Erinnerung an das Schicksal der
polnischen Zwangsarbeiter wach
gehalten werden“, bedankte sich
Dariusz Pawloś Vorsitzender der
Stiftung „Polnisch-Deutsche Aus-
söhnung“, bei den Teilnehmern
schriftlich. „Was an dieser Schule
gegen das Verdrängen und Verges-
sen dieses Teils der Geschichte ge-

leistet wird, verdient großes Lob –
genauso wie die eingereichten Wer-
ke“, ergänzte Bürgermeister Breit-
ner und äußerte den Wunsch, die
Beiträge im Rathaus ausstellen zu
können. 

Vom 23. November bis 7. De-
zember 2009 bestand dann für die
Öffentlichkeit die Möglichkeit, die
Wettbewerbsbeiträge im Foyer des
Rendsburger Rathauses in Augen-
schein zu nehmen. Die polnischen
und belarussischen Jugendlichen
waren als Anerkennung nach Rends-
burg eingeladen, und zur Eröffnung
berichteten sie kurz über ihre Ar-
beiten. Während ihres Aufenthaltes
besuchten sie gemeinsam mit ihren
gastgebenden Schülerinnen und
Schülern u.a. die Gedenkstätte
Neuengamme und erhielten dort
Führungen in der Heimatsprache.

Der Umfang des Projektes
sprengte teilweise die schulischen
Möglichkeiten und war nur durch
die vertrauensvolle Zusammenar-
beit zwischen den Kooperations-
partnern zu realisieren. 

Die Einladung von Schülerin-
nen und Schülern nach Grabowiec
zu einem Gegenbesuch bildet
gleichzeitig den schönen Abschluss
und Beginn eines neuen Projekts.

Rolf Schwarz

Der Verfasser hat das historische 
Projekt als Lehrer an der Christian-
Timm-Regionalschule federführend
betreut. 141

der Christian-Timm-Schule als „Ent-
lausungseinrichtung“, erläuterte er
dann die Situation der Zwangsar-
beiterInnen im Rendsburger Raum
und in Schleswig-Holstein.

Dem Thema Bildungsarbeit über
den Nationalsozialismus und die
Rolle der Schule: Lernen und Erin-
nern = Wissen und Handeln? wid-
mete sich am 24. Juni Dr. Oliver
von Wrochem, Leiter des Studien-
zentrums der KZ-Gedenkstätte
Neuengamme in Hamburg. Er ging
der Frage nach, ob Menschen aus
der Geschichte für die Gegenwart
lernen können. Seine Ausführungen
verursachten nachdenkliche Ge-

sichter bei den anwesenden Lehr-
kräften.

Zum Abschluss der Vortrags-
reihe informierte Janine Dressler
am 25. Juni über das Schicksal von
Kindern ehemaliger Zwangsarbeite-
rinnen, die in Deutschland geboren
wurden. Im Projekt „Die Wahrheit
über unsere Geburt in Deutschland
erzählte uns Mutter nie im Leben“
berichteten Kinder, die heute längst
Rentner sind, über ihre Ankunft in
der Ukraine nach 1945 und ihren
Alltag in der ehemaligen Sowjet-
union. Das Erzählte zeigte die
Aktualität eines in der Forschung
bisher wenig beachteten Themas.
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Reges Interesse: Die Ausstellung sprach auch jugendliche Besucher an
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